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296. Verordnung: Abänderung der Schankgefäßeverordnung.
2 9 7 . Verordnung: Beförderungssteuer-Durchführungsverordnung 1962.
2 9 8 . Verordnung: 3. Änderung der Arzneitaxe.
2 9 9 . Verordnung: Ausdehnung der Krankenversicherung nach dem Bundesangestellten-Krankenversicherungs-

gesetz 1937 auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten einiger Gemeinden des Bundeslandes
Kärnten.

300. Verordnung: Nichtlinienmäßiger Personenverkehr und Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen über die Grenze.
3 0 1 . Verordnung: 13. Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.

2 9 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 2. De-
zember 1961, mit der die Schankgefäßever-

ordnung abgeändert wird.

Auf Grund des § 21 des Maß- und Eichgesetzes,
BGBl. Nr. 152/1950, wird verordnet:

Die Schankgefäßeverordnung, BGBl. Nr. 122/
1953, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 139/1958 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Für einmaligen Gebrauch sind Papierbecher

und dünnwandige Becher aus Kunststoff als
Schankgefäße zulässig."

2. § 3 hat zu lauten:
„§ 3. (1) Zulässig sind nur folgende Nennin-

halte und Rauminhaltsbezeichnungen:
2 l; 1,5 l; 1 l; 0,5 l oder 1/2 l; 0,3 l; 1/4 l oder 0,25 l;

0,2 1; 1/8 1; 0,1 1 oder 10 cl; 1/16 l; 0,05 l oder 5 cl;
0,04 1 oder 4 cl; 1/32 1; 2,5 cl; 0,02 1 oder 2 cl.
An Stelle des Zeichens „1" darf auch das aus-
geschriebene Wort „Liter" verwendet werden.

(2) Zur Begrenzung des Nenninhaltes muß auf
jedem Schankgefäß ein Füllstrich angebracht sein.
Weitere Füllstriche zur Angabe von Teilinhalten
dürfen nur auf Schankgefäßen angebracht sein,
die den Anforderungen für den dauernden Ge-
brauch gemäß § 2 Abs. 1 genügen, aus durch-
sichtigem Werkstoff bestehen und einen Nenn-
inhalt von 1/8 l aufwärts aufweisen. Als Teilinhalte
dürfen nur die im Abs. 1 genannten Rauminhalte
von 1,5 l bis 1/16 l mit den zulässigen Raumin-
haltsbezeichnungen angegeben sein. Auf ein und
demselben Schankgefäß dürfen entweder nur
Teilstriche, die mit gemeinen Brüchen bezeichnet
sind (Halbierungsteilung) oder nur Teilstriche,
die mit Dezimalzahlen bezeichnet sind (Dezimal-
teilung) angebracht sein; es ist jedoch zulässig,
daß Schankgefäße mit einer Halbierungsteilung
noch e i n e n Teilstrich der Dezimalteilung und

Schankgefäße mit einer Dezimalteilung noch
e i n e n Teilstrich der Halbierungsteilung tragen.

(3) Auf Schankgefäßen aus durchsichtigem
Werkstoff der Nenninhalte 0,1 l; 1/16 l; 0,05 l;
0,04 l und 1/32 l darf außer dem den Nenninhalt
begrenzenden Füllstrich nur noch ein Füllstrich
zur Begrenzung des halben Nenninhaltes ange-
bracht sein. Die Bezeichnung des Teilinhaltes
darf entfallen."

3. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) 1. Auf Schankgefäßen für den dauernden

Gebrauch müssen die Füllstriche und die zuge-
hörigen Rauminhaltsbezeichnungen nahe bei-
sammen, deutlich und untrennbar an der Innen-
seite der Schankgefäße angebracht sein; durch-
sichtige Gefäße dürfen Füllstrich und Raum-
inhaltsbezeichnung an der Außenseite tragen.

2. Auf Schankgefäßen für einmaligen Gebrauch
muß der Füllstrich deutlich und untrennbar an
der Innen- oder Außenseite der Schankgefäße,
die Rauminhaltsbezeichnung entweder in der
Nähe des Füllstriches oder am Gefäßboden von
außen deutlich lesbar angebracht sein."

Bock

2 9 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 12. Dezember 1961 zur
Durchführung des Beförderungssteuergesetzes
1953 (Beförderungssteuer-Durchführungsver-

ordnung 1962).

Auf Grund des Beförderungssteuergesetzes
1953 in der Fassung der Beförderungssteuergesetz-
Novelle 1960, BGBl. Nr. 249, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau und dem Bundesministerium
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ver-
ordnet:

8 155
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§ 1. Von inländischen Beförderungsunter-
nehmern, ausgenommen im Güterfernverkehr,
durchgeführte gewerbsmäßige, entgeltliche Be-
förderungen von Fertigmörtel und Fertigbeton
(Frischbeton) unterliegen nicht der Beförderungs-
steuer, wenn für die Beförderungsleistung nicht
mehr als 94 v. H. des üblichen Beförderungsent-
geltes berechnet werden.

§ 2. Diese Verordnung ist auf alle Vorgänge
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1961
stattfinden.

Klaus

2 9 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 13. Dezember
1961, womit die Österreichische Arzneitaxe
1961, BGBl. Nr. 145, neuerlich abgeändert

wird (3. Änderung der Arzneitaxe).

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 5. Dezember 1955, BGBl.
Nr. 251, in der Fassung der Verordnungen vom
5. Juni 1961, BGBl. Nr. 145 (Österreichische
Arzneitaxe 1961), vom 29. Juni 1961, BGBl.
Nr. 179, und vom 15. September 1961, BGBl.
Nr. 233, wird abgeändert wie folgt:

Artikel I.

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel wie folgt
festgesetzt:
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Artikel II.

Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1962 in
Kraft.

Proksch

2 9 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung Vom 13. Dezember
1961 über die Ausdehnung der Krankenver-
sicherung nach dem Bundesangestellten-Kran-
kenversicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94,
auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten
einiger Gemeinden des Bundeslandes Kärnten.

Auf Grund des § 1 a Bundesangestellten-Kran-
kenversicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, in der
Fassung des § 487 Abs. 1 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, wird
verordnet :

Mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1962 werden1

die öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Ge-
meinden
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auf die das Gemeindebedienstetengesetz 1958,
LGBl. für das Land Kärnten Nr. 19, in der Fassung
der Gesetze LGBl. für das Land Kärnten Nr. 55/
1959 und Nr. 17/1961, Anwendung findet, in die
Krankenversicherung der Bundesangestellten bei
der Krankenversicherungsanstalt der Bundes-
angestellten einbezogen.

Proksch
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3 0 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 13. De-
zember 1961 über den nichtlinienmäßigen
Personenverkehr und den Güterverkehr mit

Kraftfahrzeugen über die Grenze.

Auf Grund des § 9 Abs. 5 des Gelegenheits-
verkehrs-Gesetzes, BGBl. Nr. 85/1952, und des
§ 7 Abs. 5 des Güterbeförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 63/1952, wird angeordnet:

I. Nichtlinienmäßiger Personenverkehr.

§ 1. (1) Unternehmer mit Standorten in

Dänemark,
der Bundesrepublik Deutschland,
Italien,
den Niederlanden,
Norwegen und
Schweden

bedürfen für die Beförderung von Personen
mit Omnibussen in oder durch das Bundesgebiet
keiner Bewilligung nach § 9 Abs. 1 des Gelegen-
heitsverkehrs-Gesetzes, wenn es sich um die
Durchführung folgender Fahrten handelt:

a) Rundfahrten, deren Ausgangs- und End-
punkte in jenem Staat liegen, in dem die
Fahrzeuge zugelassen sind;

b) Zielfahrten, bei denen der Endpunkt in
Österreich liegt und die Fahrzeuge nach
dem Ausgangsland leer zurückkehren;

c) Pendelfahrten, bei denen auf Grund vorher-
gegangener Bestellung ein jeweils geschlos-
sener Teilnehmerkreis von einem Ausgangs-
ort im Ausland nach einem Zielort in
Österreich gebracht wird, um daselbst Auf-
enthalt zu nehmen, sofern

aa) die einzelnen Reiseteilnehmer je nach
der Dauer ihres Aufenthaltes bei spä-
teren Fahrten, bei denen eine neue
Gruppe von Reisenden an diesen Ziel-
ort gebracht wird, wieder in einer
geschlossenen Reisegesellschaft zusam-
mengefaßt und an den Ausgangsort
zurückgebracht werden und

bb) die erste Rückfahrt vom Zielort zum
Ausgangsort und die letzte Fahrt vom
Ausgangsort zum Zielort ohne Fahr-
gäste gefahren werden.

(2) Keiner Bewilligung bedürfen ferner Unter-
nehmer mit Standorten in Dänemark und in
Norwegen, wenn eine Schiffs- oder Flugzeug-
besatzung nach Österreich befördert worden ist
und im selben Kraftfahrzeug auf der Rückfahrt
eine andere Schiffs- oder Flugzeugbesatzung mit-
genommen wird.

§ 2. (1) Keiner Bewilligung nach § 9 Abs. 1 des
Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes bedürfen Unter-

nehmer von Kraftdroschken- und Mietwagen-
betrieben mit Standorten in der Bundesrepublik
Deutschland, die Fahrgäste in oder durch das
Bundesgebiet mit Personenkraftwagen befördern.

(2) Unternehmer mit Standorten in der Bundes-
republik Deutschland dürfen jedoch die Grenze
mit Kraftdroschken und Mietwagen nicht leer
überfahren, um im Bundesgebiet neue Fahrgäste
aufzunehmen.

(3) Abs. 2 gilt nicht für Unternehmer, die
ihren Standort innerhalb der Grenzzone nach
Art. I des Abkommens über den kleinen Grenz-
verkehr zwischen der Bundesrepublik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland, BGBl.
Nr. 115/1956, haben, wenn

a) die Fahrten auf Bestellung durchgeführt
werden,

b) die Fahrgäste nur innerhalb der Grenzzone
in Österreich aufgenommen werden und

c) die Fahrgäste nicht in Österreich abgesetzt
werden.

§ 3. (1) Die Aufnahme neuer Fahrgäste im
Bundesgebiet, somit insbesondere auch die
Durchführung von Fahrten, bei denen Fahrgäste
in Österreich aufgenommen und im Gebiet des
Staates, in dem das Kraftfahrzeug zugelassen ist,
abgesetzt werden (Abholfahrten), bedarf jeden-
falls der im § 9 Abs. 1 des Gelegenheitsverkehrs-
Gesetzes vorgeschriebenen Bewilligung.

(2) Das Aufnehmen und Absetzen von Fahr-
gästen im Bundesgebiet (Orts- und Unterwegs-
verkehr) ist nicht gestattet; Ausnahmen bedürfen
einer Bewilligung nach § 9 Abs. 1 des Gelegen-
heitsverkehrs-Gesetzes.

II. Güterverkehr.

§ 4. Unternehmer mit Standorten in
Belgien,
Bulgarien,
Dänemark,

der Bundesrepublik Deutschland,
Griechenland,
Italien,
den Niederlanden,
Norwegen,
Schweden und
Ungarn

bedürfen für die Beförderung von Gütern mit
Kraftfahrzeugen in oder durch das Bundesgebiet
keiner Bewilligung nach § 7 Abs. 1 des Güter-
beförderungsgesetzes, wenn sie einen von der
zuständigen Behörde ihres Heimatstaates aus-
gegebenen Ausweis mitführen, aus dem die
näheren Angaben hinsichtlich des Unternehmers,
des beförderten Gutes und verwendeten Kraft-
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fahrzeuges zu ersehen sind. Er ist den Organen
der mit der Überwachung dieses Verkehrs be-
trauten Behörden auf Verlangen vorzuweisen.

§ 5. (1) Weder eine Bewilligung (§ 7 Abs. 1
des Güterbeförderungsgesetzes) noch ein Ausweis
(§ 4) ist erforderlich für:

a) Leichentransporte,
b) Umzugstransporte,
c) Transporte von Messe- und Ausstellungs-

gut,
d) Transporte von Rennpferden, Rennfahr-

zeugen und anderen Sportgeräten, die für
bestimmte sportliche Veranstaltungen vor-
gesehen sind,

e) Transporte von Theaterdekorationen und
-requisiten sowie Musikinstrumenten,

f) Transporte von Geräten für Rundfunk-,
Fernseh- und Filmaufnahmen,

g) Beförderungen im Werkverkehr von Un-
ternehmern, die ihren Standort in Belgien
haben.

(2) Die unter lit. c bis f angeführten Ausnahmen
gelten jedoch nur, wenn die betreffenden Güter
wieder zurückgeführt werden.

(3) Weder eine Bewilligung noch ein Ausweis
ist ferner im Durchgangsverkehr auf Grund des
Abkommens zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Österreich über
den erleichterten Straßendurchgangsverkehr zwi-
schen Salzburg und Lofer über deutsches Gebiet
und zwischen Garmisch-Partenkirchen und Pfron-
ten/Füssen über österreichisches Gebiet, BGBl.
Nr. 241/1957, erforderlich.

(4) Für Unternehmer mit Standorten in Nor-
wegen und Belgien gelten die im Abs. 1 lit. b
bis f angeführten Ausnahmen von der Ausweis-
und Bewilligungspflicht nicht.

§ 6. (1) Die Aufnahme von Rückfracht, jedoch
ausschließlich für den Heimatstaat, ist gestattet.

(2) Das Aufnehmen und Absetzen von Gütern
im Bundesgebiet (Orts- und Unterwegsverkehr)
ist verboten; Ausnahmen bedürfen einer Bewilli-
gung nach § 7 Abs. 1 des Güterbeförderungs-
gesetzes.

(3) Der Ausweis nach § 4 berechtigt nur zu
Beförderungen zwischen e i n e m der im § 4
genannten Staaten u n d Österreich; Beförderun-
gen von oder nach einem dritten Staat auf Grund
eines solchen Ausweises sind verboten.

§ 7. (1) Unternehmern mit einem Standort in
Belgien,
Dänemark,
Italien,
den Niederlanden und
Norwegen

sind Leereinfahrten in das Bundesgebiet nur ge-
stattet, wenn bei der Einfahrt der schriftliche
Nachweis erbracht wird, daß die Fahrt durch-
geführt wird, um im voraus vereinbarte Trans-
porte abzuwickeln. Der Nachweis kann durch eine
Bescheinigung des Importeurs oder Exporteurs
oder eines von ihnen bevollmächtigten) Spediteurs
erbracht werden. In der Bescheinigung müssen
Abholort, Versender, Empfänger, Warenart und
-menge angegeben sein.

(2) Ein Nachweis nach Abs. 1 befreit nicht von
der Verpflichtung des Mitführens eines Ausweises
(§4).

III. Allgemeine Bestimmungen.

§ 9. Die Unternehmer, die ihren Standort in
einem der in den §§ 1 und 4 genannten Staaten
haben, halben die für den internationalen Verkehr
nach den Rechtsvorschriften jeweils erforderlichen
Dokumente sowie die zum Nachweis der Be-
fugnis zur Durchführung der Transporte not-
wendige Berechtigungsurkunde (Genehmigungs-
urkunde) oder von den Ausstellungsbehörden
beglaubigte Abschriften dieser Urkunden mit-
zuführen.

§ 10. (1) Für den Personen- und Güterverkehr
zwischen Österreich und der Schweiz gelten die
Bestimmungen des Abkommens zwischen der Re-
publik Österreich und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über den grenzüberschreitenden
Verkehr mit Motorfahrzeugen auf öffentlichen
Straßen, BGBl. Nr. 123/1959.

(2) Für den Personen- und Güterverkehr zwi-
schen Österreich und Jugoslawien gelten die Be-
stimmungen des Abkommens zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über
den grenzüberschreitenden Personen- und Güter-
verkehr auf der Straße, BGBl. Nr. 223/1961.

Bock

3 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 14. Dezember
1961, mit der die 9. Durchführungsverord-
nung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz
neuerlich abgeändert wird (13. Durchfüh-
rungsverordnung zum Arbeitslosenversiche-

rungsgesetz).

Auf Grund des § 29 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, in der Fassung
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der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/1959, BGBl.
Nr. 88/1960, BGBl. Nr. 242/1960 und BGBl.
Nr. 119/1961, wird verordnet:

Artikel I.

Die 9. Durchführungsverordnung zum Arbeits-
losenversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 190/1956,
in der Fassung der 11. und 12. Durchführungs-
verordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 3/1958 und BGBl. Nr. 136/1961, wird
abgeändert wie folgt:

Im § 6 Abs. 2 haben der erste und der zweite
Satz wie folgt zu lauten: „Die Freigrenze be-
trägt 190 S pro Woche für den das Einkommen

beziehenden Angehörigen. Dazu kommt ein
Betrag von 55 S pro Woche für jede Person, die
der Angehörige auf Grund einer rechtlichen oder
sittlichen Pflicht überwiegend erhält, wenn für
sie Kinder- oder Familienbeihilfe gewährt wird;
für Personen, für die der Angehörige keine Kin-
der- oder Familienbeihilfe erhält, erhöht sich
dieser Betrag auf 70 S pro Woche."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1962 in
Kraft.

Proksch
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